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Anlage 1 zu VO/1000/21/1-A 

Rechtliche Rahmenbedingungen (Auszüge aus Gesetzen und Verordnungen)  

 Die Grundvoraussetzung regelt das BtMG in § 10 

(1) Einer Erlaubnis der zuständigen obersten Landesbehörde bedarf, wer eine Einrichtung 

betreiben will, in deren Räumlichkeiten Betäubungsmittelabhängigen eine Gelegenheit zum 

Verbrauch von mitgeführten, ärztlich nicht verschriebenen Betäubungsmitteln verschafft 

oder gewährt wird (Drogenkonsumraum). Eine Erlaubnis kann nur erteilt werden, wenn die 

Landesregierung die Voraussetzungen für die Erteilung in einer Rechtsverordnung nach 

Maßgabe des Absatzes 2 geregelt hat. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 

Voraussetzungen für die Erteilung einer Erlaubnis nach Absatz 1 zu regeln.  

……… 

(3) Für das Erlaubnisverfahren gelten § 7 Satz 1 und 2 Nr. 1 bis 4 und 8, §§ 8, 9 Abs. 2 und § 

10 entsprechend; dabei tritt an die Stelle des Bundesinstituts für Arzneimittel und 

Medizinprodukte jeweils die zuständige oberste Landesbehörde, an die Stelle der obersten 

Landesbehörde jeweils das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte. 

…….. 

Die Verordnung über den Betrieb von Drogenkonsumräumen NRW regelt die 
Rahmenbedingungen: 

Hier einige Inhalte: 

Eine Erlaubnis zum Betrieb von Drogenkonsumräumen kann auf Antrag von der obersten 

Landesgesundheitsbehörde nur erteilt werden, wenn bestimmte Betriebszwecke verfolgt 

und die Mindeststandards eingehalten werden. 

Drogenkonsumräume im Sinne des § 10 a BtMG müssen der Gesundheits-, Überlebens- und 

Ausstiegshilfe für Drogenabhängige dienen und in das Gesamtkonzept des örtlichen 

Drogenhilfesystems eingebunden sein. 

 

Für den Betrieb von Drogenkonsumräumen sind medizinische Notfallpläne zu erstellen und 

ständig zu aktualisieren. Sie sind der Überwachungsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 

Während des Betriebs von Drogenkonsumräumen sind die Nutzerinnen und Nutzer durch 

regelmäßig in der Notfallversorgung geschultes Personal ständig zu beobachten, 

um jederzeit eingreifen und im Bedarfsfall sofortige Reanimationsmaßnahmen sowie eine 

akute Wundversorgung durchführen zu können. Für die Notfallversorgung ist für jeden 

Drogenkonsumraum mindestens ein medizinischer Notfallkoffer bereitzuhalten. 

 

Es ist eine mit den zuständigen Gesundheits-, Ordnungs- und Strafverfolgungsbehörden 

abgestimmte Hausordnung zu erlassen und gut sichtbar auszuhängen. Die Nutzerinnen und 
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Nutzer sind ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass Verstöße gegen das 

Betäubungsmittelgesetz, mit Ausnahme des Besitzes von Betäubungsmitteln in geringer 

Menge zum Eigenverbrauch gemäß § 8 Abs. 3 Satz 3, innerhalb der Einrichtung verboten sind 

und unverzüglich unterbunden werden. 

 

Die Träger von Drogenkonsumräumen haben mit den zuständigen Gesundheits-, Ordnungs- 

und Strafverfolgungsbehörden Formen ihrer Zusammenarbeit schriftlich festzulegen und mit 

ihnen regelmäßig Kontakt zu halten, um frühzeitig Störungen der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung im unmittelbaren Umfeld der Drogenkonsumräume zu verhindern. Die Leitung der 

Einrichtung hat die einrichtungsbedingten Auswirkungen auf das unmittelbare räumliche 

Umfeld zu beobachten und besondere Vorkommnisse zu dokumentieren. (soziale 

Ordnungspartnerschaften) 

Die von den Nutzerinnen und Nutzern mitgeführten Betäubungsmittel sind einer 

Sichtkontrolle zu unterziehen. Von einer näheren Substanzanalyse zur Menge, Art und 

Zusammensetzung des Stoffes ist abzusehen. Der Konsum von Betäubungsmitteln im 

Drogenkonsumraum kann Opiate, Kokain, Amphetamine oder deren Derivate sowie 

Benzodiazepine betreffen und intravenös, inhalativ, nasal oder oral erfolgen. 

 

Während der Öffnungszeiten ist die ständige Anwesenheit von ausreichendem Fachpersonal 

zu gewährleisten. Die in der Erlaubnis festgelegte Zahl und die Qualifikation der für die 

Betreuung der Drogenkonsumentinnen und -konsumenten erforderlichen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter darf nicht unterschritten werden. 

 

 Das Erlaubnisverfahren 
 

(1) Der Antrag ist in doppelter Ausfertigung über die Oberbürgermeisterin, den 

Oberbürgermeister, die Landrätin oder den Landrat und die Bezirksregierung an die oberste 

Landesgesundheitsbehörde zu richten. 

(2) Er muss die folgenden Angaben und Unterlagen enthalten: 

1. Name und Anschrift des Trägers der Einrichtung, 

2. Name und Anschrift der vor Ort im Sinne des § 10a Absatz 2 Nummer 10 des 

Betäubungsmittelgesetzes verantwortlichen Einrichtungsleitung und deren Vertretung, 

3. Darstellung der räumlichen und baulichen Ausstattung der Einrichtung, insbesondere 

Adresse, Grundriss/Lageplan, Bauweise und der Sicherungen gegen missbräuchlichen 

Umgang mit Betäubungsmitteln, 

4. Darstellung des Beratungskonzepts nach § 5 Absatz 2, 

5. Darstellung der Einbeziehung in das Drogenhilfegesamtkonzept der Kommune, 

6. Benennung der in der Einrichtung zum Konsum zugelassenen Betäubungsmittel und 

Konsumarten, 
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7. Nachweise über die Qualifikation der Leitung und des übrigen Personals sowie 

Erklärungen darüber, dass sie die ihnen obliegenden Verpflichtungen ständig erfüllen 

können, 

8. Nachweise der persönlichen Zuverlässigkeit (zum Beispiel Vorlage amtlicher 

Führungszeugnisse), 

9. den Plan für die medizinische Notfallversorgung gemäß § 4 Satz 1, 

10. eine Hausordnung nach § 6 Absatz 1, 

11. Zahl der voraussichtlichen Nutzerinnen und Nutzer und 

12. Vereinbarung über die Zusammenarbeit mit den zuständigen Gesundheits-, Ordnungs- 

und Strafverfolgungsbehörden nach § 7. 

(3) Die Erlaubnis kann befristet und unter Bedingungen erteilt sowie mit Auflagen verbunden 

werden. Für Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis gilt § 10 BtMG entsprechend. 

 

Überwachung 
Die Drogenkonsumräume unterliegen der Überwachung durch die Bezirksregierung 

(Überwachungsbehörde). 

 


